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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Mittels eines Postulats wollte Mathias Reynard (sp, VD) den Bundesrat beauftragen, in
einem Bericht verlässliche Zahlen über sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz und in der
Öffentlichkeit zusammenzutragen. Internationale Studien belegten, dass ungefähr jede
dritte Frau an ihrem Arbeitsplatz sexuell belästigt werde, so der Postulant. Für die
Schweiz fehlten aber aktuelle, flächendeckende Daten, weshalb bei der Untersuchung
des Ausmasses und der Entwicklung dieser Problematik grosser Handlungsbedarf
bestehe. Die Umsetzung vorliegenden Postulats liege zudem im Rahmen der Istanbul-
Konvention, welche von den Vertragsstaaten die Untersuchung aller Formen von Gewalt
gegen Frauen verlange. 
Der Vorstoss wurde in der Wintersession 2018 von Verena Herzog (svp, TG) bekämpft
und anschliessend in der Frühjahrssession 2019 erneut aufgegriffen. Herzog wies in
ihrer Begründung darauf hin, dass es entgegen den Aussagen des eingereichten Textes
sehr wohl aktuelle schweizerische Daten gebe und die entsprechenden Fakten bekannt
seien. Hinter diesem Postulat vermute sie aus diesem Grund vielmehr «Alarmismus und
Profilierung». Ihre Parteikollegin Céline Amaudruz (svp, GE) wies hingegen darauf hin,
dass bestehende Zahlen womöglich verzerrt seien, da nicht alle Opfer sexueller
Belästigung Anzeige erstatteten. In Zustimmung mit letzterer Aussage ergänzte
Innenminister Alain Berset, dass durch die geforderte Prävalenzstudie Diskrepanzen
zwischen der Realität und offiziellen Statistiken aufgedeckt werden könnten. Der
Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm das Postulat mit 93 zu 68
Stimmen an. Während das Ja-Lager fraktionsmässig durchmischt war, bestand das
Nein-Lager ausschliesslich aus Mitgliedern der Fraktionen der SVP und der FDP. 1

POSTULAT
DATUM: 19.03.2019
CATALINA SCHMID

Die Änderung des AHVG mit dem Ziel, den Behörden die systematische Verwendung
der AHV-Nummer als Personenidentifikator zu ermöglichen und dadurch die
Verwaltungsarbeit effizienter zu machen, wurde in der Sommersession 2020 vom
Ständerat als Erstrat behandelt. Als Sprecher der SPK-SR, die die Vorlage mit 7 zu 4
Stimmen gutgeheissen hatte, wies Andrea Caroni (fdp, AR) zu Beginn der Debatte noch
einmal darauf hin, dass der Datenschutz jederzeit gewährleistet sei und dass sich hinter
den Neuerungen eben nicht «ein massiver Schritt in Richtung behördlicher
Überwachung», sondern eine «sanfte technische Optimierung ohne nennenswerte
Schwierigkeiten» verberge. Eine Minderheit um Daniel Fässler (cvp, AI) befand die
Vorlage dagegen für unnötig und beantragte Nichteinreten. Es gehe gar nicht darum, ob
die Verwaltungsbehörden die AHV-Nummer als Personenidentifikator verwenden
dürfen oder nicht, sondern lediglich darum, ob es dafür in jedem Bereich einer
spezialgesetzlichen Grundlage bedarf oder ob eine generelle Ermächtigung im AHVG
geschaffen wird, führte Fässler aus. Falls in Zukunft ein neuer Anwendungsbereich
dazukommen sollte, könne dafür eine spezialgesetzliche Grundlage geschaffen werden,
weshalb man auf die vorliegende Revision «getrost verzichten» könne, schloss der
Minderheitsvertreter. Bundesrat Alain Berset gestand der Kommissionsminderheit zu,
dass die Vorlage keine grosse Veränderung gegenüber der heutigen Praxis mit sich
bringe, vielmehr stelle sie aber für die Behörden aller drei Staatsebenen zweifelsfrei
klar, wer wozu die AHV-Nummer verwenden dürfe – im Moment glichen die
verschiedenen gesetzlichen Grundlagen einem «Dschungel». Man könne das Problem
schon immer wieder unter den Teppich kehren, aber dadurch werde es nicht gelöst. Er
appellierte deshalb an den Rat, «den Teppich ein letztes Mal anzuheben» und eine
«vernünftige Lösung» zu finden, auch wenn kein grosser Enthusiasmus dafür vorhanden
sei. Die kleine Kammer trat schliesslich mit 37 zu 6 Stimmen auf das Geschäft ein.
Inhaltlich hatte die Kommission eine einzige Änderung am bundesrätlichen Entwurf
vorgenommen. Sie wollte, dass im Sinne einer Ausnahme auch tripartite Kommissionen,
die die Einhaltung der allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträge überwachen, die
AHV-Nummer verwenden dürfen, obwohl dies für private Zwecke generell untersagt ist.
Bundesrat Berset sprach sich deutlich gegen eine solche Ausnahme aus, da die AHV-
Nummer im Kampf gegen Schwarzarbeit nichts nütze, solange sie nicht mit anderen
Daten ausser Name und Geburtsdatum verknüpft werden könne; so eine Möglichkeit für
tripartite Kommissionen sei jedoch nicht vorgesehen und verlangte gegebenenfalls
nach einer Aufsicht zur Sicherstellung des Datenschutzes, da es sich um private Akteure

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.2020
KARIN FRICK
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handle. Angesichts des einstimmigen Kommissionsantrags verzichtete der
Innenminister jedoch auf einen Gegenantrag, womit die Änderung stillschweigend
angenommen wurde. In der Gesamtabstimmung stimmte die kleine Kammer dem
Gesetz mit 37 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung zu. 2

Kriminalität

Eine knappe Mehrheit von 97 zu 94 Nationalratsmitgliedern unterstützte in der
Herbstsession 2019 das Anliegen einer Motion Quadranti (bdp, ZH), dass der Bund
«hate crimes» aufgrund der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität, des
Geschlechtsausdrucks oder von Geschlechtsmerkmalen statistisch erfassen sollte.
Solche Daten böten die Grundlage zur Problemlösung und könnten Ansatzpunkte für die
Prävention aufzeigen, argumentierte Quadranti. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der
Motion beantragt. Er befürchtete eine ungenügende Datenqualität, denn die Angabe
des Tatmotivs erfolge in der polizeilichen Kriminalstatistik nur auf freiwilliger Basis. Mit
der Einführung eines Straftatbestands für Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung würde die Erfassung in der polizeilichen Kriminalstatistik – wie für alle
Straftatbestände des StGB – ohnehin obligatorisch werden. Im Falle der Ablehnung
anlässlich des bevorstehenden Referendums könnte sich der Bundesrat hingegen eher
Umfragen bei den betroffenen Gruppen vorstellen, erklärte Innenminister Alain Berset,
von denen er sich aussagekräftigere Resultate verspreche als von der Erfassung durch
die Polizei. Die grosse Kammer folgte indes mehrheitlich dem Aufruf Quadrantis, einen
Schritt zu tun, um die «Problemdimension sichtbar» zu machen. 3

MOTION
DATUM: 26.09.2019
KARIN FRICK

Die schweizweite statistische Erfassung von «hate crimes» aufgrund der sexuellen
Orientierung, der Geschlechtsidentität, des Geschlechtsausdrucks oder von
Geschlechtsmerkmalen könnte Ansatzpunkte für die Prävention aufzeigen und würde
generell die Diskriminierung dieser Gruppe thematisieren, argumentierte die
ständerätliche WBK, die ihrem Rat die Annahme der entsprechenden Motion Quadranti
(bdp, ZH) beantragte. In der Frühjahrssession 2020 folgte die Ratsmehrheit jedoch
einem Einzelantrag Hefti (fdp, GL) und lehnte den Vorstoss mit 21 zu 18 Stimmen bei
einer Enthaltung ab. Die Gegnerschaft der Motion erachtete die geforderte Statistik in
der vorgeschlagenen Form im Hinblick auf die Datenqualität als problematisch, da sie
aus Polizeirapporten zusammengestellt würde und nicht wie die polizeiliche
Kriminalstatistik aus Anzeigen aufgrund des Strafgesetzbuches. Innenminister Alain
Berset versicherte, der Bundesrat werde beim Thema «hate crimes» nicht untätig
bleiben, und wies darauf hin, dass es der in der Volksabstimmung vom Februar 2020
angenommene Artikel 262bis StGB (Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung) möglich mache, auch diesen Tatbestand in der polizeilichen
Kriminalstatistik zu erfassen. Dies war zum Zeitpunkt der Einreichung der Motion noch
nicht möglich gewesen, weswegen die Motion eine Statistik basierend auf
Polizeirapporten vorgeschlagen hatte. 4

MOTION
DATUM: 10.03.2020
KARIN FRICK

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Nachdem der Ständerat sich bereits in der Herbstsession 2020 dafür ausgesprochen
hatte, stimmte auch der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 einer Motion Herzog
(sp, BS) zu, die die Aufschlüsselung massgeblicher Statistiken nach Geschlecht
verlangte, um etwa die Datengrundlage zu geschlechterspezifischen
volkswirtschaftlichen Auswirkungen oder medizinischen Diagnosen zu verbessern. Die
grosse Kammer fasste ihren Beschluss mit 115 zu 69 Stimmen auf Anraten einer grossen
Kommissionsmehrheit. Auch die Kommissionsminderheit um Diana Gutjahr (svp, TG)
betrachtete die diesbezüglich geplante Verbesserung der Datengrundlage als sinnvoll,
sprach sich jedoch aus Gründen des bürokratischen Aufwands gegen eine generelle
Pflicht zur Aufschlüsselung der Daten nach Geschlecht aus, womit sie die Meinung des
Bundesrates stützte. In seinem Votum plädierte Bundesrat Berset (sp) denn auch dafür,
bei der Umsetzung der Motion seinen eigenen, im Rahmen der Begründung zur Motion
gemachten Vorschlag einer Fall-zu-Fall-Prüfung zu berücksichtigen, der eine
Aufschlüsselung nur dann vorsehen würde, wenn diese notwendig und zielführend

MOTION
DATUM: 03.03.2021
MARLÈNE GERBER
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wäre. 5

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Oktober 2021 reichte die WBK-NR mit einer knappen Mehrheit von 11 zu 10 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) ein Postulat ein, mit dem sie den Bundesrat aufforderte, in den
verschiedenen Sektoren und Institutionen des Kulturbereichs systematisch Daten zur
Ungleichheit zwischen den Geschlechtern zu erheben und auf Bundesebene gezielte
Massnahmen festzulegen, mit denen diese abgebaut werden. Valentine Python (gp, VD)
führte für die Kommissionsmehrheit aus, dass die Verbesserung der Chancengleichheit
von Frauen und Männern im Kulturbereich als Ziel in der Kulturbotschaft 2021-2024
festgelegt worden sei. Im Zuge dessen seien erste Daten erhoben worden, die auf
grosse Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern im Kulturbereich hindeuten – sei es
bei der Besetzung von Führungspositionen, der Programmgestaltung oder dem
Einkommen. Problematisch sei dabei, dass die derzeitige Datenlage nur Tendenzen
abbilden könne, wie die Waadtländerin argumentierte. Für eindeutige
Schlussfolgerungen, wie etwa Gründe für die Ungleichheit, seien umfassendere Daten
unabdingbar. 
Andreas Gafner (edu, BE), welcher den Minderheitsantrag von Diana Gutjahr (svp, TG),
welche sich zu dieser Zeit im Mutterschaftsurlaub befand, übernommen hatte,
verlangte, das Postulat abzulehnen, da der Bundesrat diese Aufgabe bereits mit der
Umsetzung der Gleichstellungsstrategie 2030 wahrnehme. Kulturminister Alain Berset
erklärte die Position des Bundesrates, der ebenfalls die Ablehnung des Postulats
empfahl, weil das BAK sowie das BFS bereits daran seien, in diesem Bereich Daten zu
erheben. Um hingegen die Forderungen des Postulats umzusetzen, müsste man die
bisher erhobenen Daten vertiefen, was mit enormem Aufwand und hoher Ineffizienz
verbunden wäre.
Der Nationalrat folgte in der Frühjahrssession 2022 dem Bundesrat und der
Kommissionsminderheit und lehnte das Postulat mit 90 zu 83 Stimmen ab. Die
Fraktionen der SVP und der FDP.Liberalen sprachen sich geschlossen gegen den
Vorstoss aus. Unterstützt wurden sie von einer zwei Drittel-Mehrheit der Mitte-Fraktion
und von einem Mitglied der SP-Fraktion. 6

POSTULAT
DATUM: 17.03.2022
SARAH KUHN

1) AB NR, 2018, S. 2213; AB NR, 2019, S. 437 f.
2) AB SR, 2020, S. 456 ff.
3) AB NR, 2019, S. 1905 f.
4) AB SR, 2020, S. 107 ff.; Kommissionsbericht WBK-SR vom 31.1.20; Lib, 11.3.20
5) AB NR, 2021, S. 123 ff.
6) AB NR, 2022, S.563 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 3


